
BMFSFJ/BMG   16.02.2024 

Fachliche Empfehlungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe für die gesetzliche 
Regelung einer bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbildung  
 
- Als fachliche Empfehlungen von Expertinnen und Experten nicht leitungs- oder ressortabgestimmt - 

Die nachstehenden Empfehlungen wurden von Expertinnen und Experten von Ländern 

(GMK, ASMK, KMK) und den zuständigen Bundesressorts (BMFSFJ, BMG) in Vorberei-

tung eines Gesetzgebungsverfahrens erarbeitet. Sie sollen und können die Abstim-

mungs- und Beteiligungsverfahren mit Ressorts, Ländern und Verbänden in einem sol-

chen Gesetzgebungsverfahren nicht vorwegnehmen. 

Einleitung Aufgaben und Ziele der Bund-Länder-Arbeitsgruppe  

 1. Aufgrund des demografischen Wandels ändern sich die Anfor-

derungen an die gesundheitliche und pflegerische Versorgung 

sowie an das Pflegepersonal. In allen Versorgungsbereichen 

werden dringend mehr Pflegekräfte benötigt. Die Zahl der Men-

schen mit Pflegebedarf wird bis 2055 um rund 1,8 auf dann 

rund 6,8 Millionen steigen (Pflegevorausberechnung vom 

30.3.2023, DESTATIS Pressemitteilung). Es ist daher eine der 

wesentlichen gesellschaftspolitischen Aufgaben der nächsten 

Jahre, eine gute und professionelle pflegerische Versorgung zu 

sichern. Zu den Rahmenbedingungen einer guten Pflege ge-

hört eine qualitativ und quantitativ am Versorgungsbedarf der 

Pflegebedürftigen ausgerichtete Personalausstattung der Pfle-

geeinrichtungen. Diese wird zukünftig nicht allein durch eine 

weitere Steigerung der Zahl der vorhandenen Pflegefachperso-

nen sichergestellt werden können, es bedarf vielmehr auch ei-

nes neuen Personalmixes mit einer zielgenauen, kompetenzori-

entierten Aufgabenverteilung insbesondere zwischen Personen 

mit einer Pflegehilfe- bzw. Assistenzausbildung und Pflegefach-

personen.  

2. Mit dem Pflegeberufegesetz (PflBG) hat der Bund die Ausbil-

dung zur Pflegefachperson grundlegend neu geregelt. Erstmals 
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eingeführt wurde neben der generalistischen beruflichen Aus-

bildung auch ein primärqualifizierendes, generalistisches Pfle-

gestudium. Die Pflegeassistenzausbildung ist bislang unter ver-

schiedenen Bezeichnungen landesrechtlich geregelt. Eine aktu-

elle Untersuchung des Bundesinstituts für Berufsbildung 

(Jürgensen, Pflegehilfe und Pflegeassistenz, 2. Auflage 2023) 

umfasst 27 verschiedene Ausbildungsgänge, die sich inhaltlich 

z.B. in der Profilbildung, der Ausrichtung auf die verschiedenen 

Versorgungsbereiche sowie das Anspruchsniveau und formal 

z.B. hinsichtlich der Ausbildungsdauer, der Zahlung einer Aus-

bildungsvergütung und der Finanzierung deutlich unterschei-

den. Einige Länder haben in unterschiedlicher Ausgestaltung 

eine generalistische Pflegeassistenzausbildung eingeführt und 

damit im Sinne eines durchlässigen Pflegebildungssystems 

auch eine mögliche Weiterqualifizierung zur Pflegefachperson 

erleichtert. Die Einführung einer generalistischen Pflegeassis-

tenzausbildung trifft jedoch auf die allein landesrechtlich nicht 

zu lösende Problematik einer die Versorgungssektoren über-

greifenden Finanzierung. 

3. Die Personalbemessungsinstrumente, die sich im SGB V 

(Krankenhauspflegeentlastungsgesetz - KHPflEG) und in § 

113c SGB XI wiederfinden, berücksichtigen zwei (stationäre 

Akutpflege) bzw. drei (vollstationäre Langzeitpflege) Qualifikati-

onsstufen in der Pflege, darunter auch die landesrechtlich gere-

gelte mindestens einjährige Ausbildung in der Pflegehilfe bzw. -

assistenz. Sie sind für ihre Wirksamkeit auf eine enge Abstim-

mung der Qualifikationsstufen angewiesen. Im Prozess zur Ein-

führung eines wissenschaftlich fundierten Verfahrens zur ein-

heitlichen Bemessung des Personalbedarfs in Pflegeeinrichtun-

gen nach qualitativen und quantitativen Maßstäben nach § 

113c SGB XI a.F. wurde für die stationäre Langzeitpflege fest-

gestellt, dass eine gute professionelle Pflege neben mehr Pfle-

gefachpersonen zukünftig bis zu 100.000 zusätzliche Personen 
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mit einer Pflegehilfe- oder Pflegeassistenzausbildung (QN 3) 

benötigt (vgl. Rothgang 2020, S. 371). Auch für die Akutpflege 

werden voraussichtlich deutliche Mehrbedarfe und die Notwen-

digkeit der Entwicklung eines Qualifikationsmixes unter Einbe-

ziehung von ausgebildeten Pflegeassistenzpersonen angenom-

men. Der weitere Prozess zur Umsetzung der PPR 2.0 kann 

darüber weiteren Aufschluss liefern. 

4. Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-

gend (BMFSFJ) und das Bundesministerium für Gesundheit 

(BMG) als die auf Bundesebene für die Pflegeausbildung zu-

ständigen Ministerien, haben in der 19. Legislaturperiode mit 

den Ländern auf Fachebene anknüpfend an die von der 89. Ar-

beits- und Sozialministerkonferenz 2012 und der 86. Gesund-

heitsministerkonferenz 2013 beschossenen „Eckpunkte für die 

in Länderzuständigkeit liegenden Ausbildungen zu den Assis-

tenz- und Helferausbildungen in der Pflege“ (BAnz AT 

17.02.2016 B3) über eine weitergehende Vereinheitlichung der 

landesrechtlich geregelten Pflegeausbildungen gesprochen. 

Die Länder haben im April 2022 Vorschläge zur berufsrechtli-

chen Ausgestaltung und Finanzierung generalistischer Pfle-

geassistenz- und Pflegehilfeausbildungen vorgelegt, die aus 

Sicht des Bundes keine hinreichende Grundlage für eine ein-

heitliche Finanzierung darstellen. Der Koalitionsvertrag für die 

20. Legislaturperiode sieht nunmehr die Schaffung eines bun-

deseinheitlichen Berufsgesetzes für die Pflegeassistenzausbil-

dung vor.  

5. Vor dem Hintergrund des Altenpflege-Urteils des Bundesver-

fassungsgerichts vom 24. Oktober 2002 haben BMFSFJ und 

BMG zur Vorbereitung einer bundesgesetzlichen Regelung ein 

verfassungsrechtliches Gutachten zur Frage einer Gesetzge-

bungskompetenz des Bundes vergeben. Nach den Feststellun-

gen des Gutachtens ist der Bundesgesetzgeber befugt, ein 
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Berufsgesetz über die Pflegehilfe- bzw. Pflegeassistenzausbil-

dung einschließlich einer Finanzierungsregelung zu verab-

schieden. Die Zuständigkeit für die berufs- und ausbildungsbe-

zogenen Regelungen folgt aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG (Ar-

beitsrecht) und Nr. 19 (Zulassung zu anderen Heilberufen), die-

jenige für die Finanzierung der Ausbildungskosten aus Art. 74 

Abs. 1 Nr. 7 GG (öffentliche Fürsorge), Nr. 19a (wirtschaftliche 

Sicherung der Krankenhäuser), ggf. i.V.m. Nr. 11 (privatrechtli-

ches Versicherungswesen) und Nr. 12 (Sozialversicherung); 

die Finanzierungsregelung ist erforderlich zur Wahrung der 

Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse i.S.d. Art. 72 

Abs. 2 GG. 

6. Das Gutachten beschreibt dabei aus verfassungsrechtlicher 

Sicht die Mindestvoraussetzungen an einen sog. anderen, 

nicht-ärztlichen Heilberuf: Entscheidend ist danach, dass der 

Bundesgesetzgeber ein konkretes, hinreichend spezifisches 

Berufsbild entwickelt, dessen qualitativer Schwerpunkt auf me-

dizinisch-pflegerischen Tätigkeiten (im Gegensatz zu sozial-

pflegerischen Tätigkeiten) mit Gesundheitsrelevanz (Gefahrge-

neigtheit) liegt und das auf fundierten Fachkenntnissen beruht. 

Das Pflegekonzept des § 5 PflBG bietet hierfür eine Orientie-

rung. Dabei muss die Berufsausübung durch eine gewisse Ei-

genständigkeit gekennzeichnet sein, was von der Aufgabenver-

teilung zwischen Pflegefach- und Pflegeassistenzperson ab-

hängt und namentlich aus der Überantwortung eigenverant-

wortlich wahrzunehmender Bereiche folgen kann (Durchfüh-

rungsverantwortung der Pflegeassistenz im Rahmen des von 

der Pflegefachperson gesteuerten Pflegeprozesses). Die von 

den Ländern im April 2022 vorgelegten Vorschläge zur berufs-

rechtlichen Ausgestaltung und Finanzierung generalistischer 

Pflegeassistenz- und Pflegehilfeausbildungen wurden in das 

Gutachten bereits mit einbezogen. 
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7. Der Bund hat die ASMK, GMK und KMK gebeten, Expertinnen 

und Experten für eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu benen-

nen, um fachliche Eckpunkte für den Entwurf eines Berufsge-

setzes für eine bundeseinheitliche Pflegeassistenzausbildung 

zu entwickeln. Dabei sollen ausgehend von den Bedürfnissen 

der Versorgungspraxis auch die vorhandenen, insbesondere 

generalistisch ausgerichteten Pflegehilfe- bzw. Pflegeassistenz-

ausbildungen der Länder sowie die Ergebnisse der Landesar-

beitsgruppe Pflegehilfe/-assistenz Berücksichtigung finden. Mit 

der Entwicklung fachlicher Eckpunkte durch ausgewählte Ex-

pertinnen und Experten sollen und können die erforderlichen 

Abstimmungs- und Beteiligungsverfahren mit Ressorts, Län-

dern und Verbänden in einem nachfolgenden Gesetzgebungs-

verfahren in keiner Weise vorweggenommen werden. 

Eckpunkt 1 Gründe für die Zusammenführung der bisher landesrechtlich 
geregelten Pflegeassistenz- und Helferausbildung 

 1. Ein eigenständiges, klares und einheitliches Berufsprofil für die 

Pflegeassistenz, kann die Attraktivität dieses Berufs steigern 

und damit einen wesentlichen Beitrag leisten, um mehr Interes-

sentinnen und Interessenten für die Ausbildung zu gewinnen. 

Die Möglichkeit zu bundesweiter Mobilität und klare Entwick-

lungspfade z.B. für eine aufbauende Qualifizierung zur Pflege-

fachperson nach dem Pflegeberufegesetz können dazu ebenso 

einen Beitrag leisten, wie eine bundesgesetzlich garantierte an-

gemessene Ausbildungsvergütung. Eine generalistische Aus-

richtung eröffnet den Absolventinnen und Absolventen darüber 

hinaus, wie bei der generalistischen Fachkraftausbildung, den 

Zugang zu allen Versorgungsbereichen in der Pflege und unter-

stützt die Durchlässigkeit zur Pflegefachkraft-Ausbildung. Um-

gekehrt kann eine abgebrochene Fachkraft-Qualifikation besser 

für den Erwerb eines Abschlusses in der Pflegeassistenz 
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berücksichtigt werden. Zur Attraktivitätssteigerung eines neuen 

Berufsbildes mit dem Schwerpunkt auf medizinisch-pflegeri-

schen Tätigkeiten bedarf es weiterer Anstrengungen insbeson-

dere der Arbeitgeber in der Pflege zur Verbesserung der Ar-

beitsbedingungen sowie bei der Entlohnung, die jedoch nicht 

Gegenstand der berufsrechtlichen Regelung sein können. 

2. Die Bestimmung eines bedarfsgerechten Qualifikationsmixes 

des Personals in den verschiedenen Versorgungsbereichen 

setzt ein klares und einheitliches Profil der einbezogenen Be-

rufe voraus. Zur Sicherstellung der Qualität der pflegerischen 

Versorgung ist es notwendig, dass die Verteilung von pflegeri-

schen Aufgaben zwischen Pflegefachpersonen und Pflegeas-

sistenzpersonen, insbesondere mit Blick auf Aufgaben, für die 

eine Qualifikation als Pflegefachperson nicht zwingend erfor-

derlich ist, weiterentwickelt wird. Die vermittelten Kompetenzen 

müssen nach Gegenstand und Anforderungsniveau passgenau 

aufeinander abgestimmt werden. Dies bildet zugleich die not-

wendige Grundlage für die Einführung von Personalbemes-

sungsverfahren in den verschiedenen Versorgungsbereichen. 

3. Die weitere Aufstockung der Personalanhaltszahlen im Bereich 

der Pflegeassistenz, wie sie im Zuge der Einführung von Perso-

nalbemessungsverfahren beabsichtigt ist, gelingt nur, wenn 

neue Zielgruppen für die Ausbildung gewonnen und die Ausbil-

dungskapazitäten für die Pflegehilfe- bzw. Pflegeassistenzaus-

bildung nachfrageorientiert und wohnortnah gesteigert werden 

können. So konnte bereits die Besetzung der mit dem am 01. 

Januar 2021 in Kraft getretenen Gesetz zur Verbesserung der 

Gesundheitsversorgung und Pflege geschaffenen 20.000 zu-

sätzliche Stellen für Pflegehilfskräfte nicht wie geplant realisiert 

werden. Eine Finanzierung nach dem Modell des Pflegeberufe-

gesetzes kann für die ausbildenden Einrichtungen wie auch die 

Pflegeschulen eine verlässliche und sektorenübergreifende 
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Finanzierungsgrundlage schaffen und für die Auszubildenden 

eine hochwertige Ausbildung mit angemessener Ausbildungs-

vergütung ermöglichen Sie ist jedoch nur möglich, wenn die 

Pflegeassistenzausbildung in gleicher Weise wie die Pflege-

fachausbildung inhaltlich und formal bundeseinheitlich geregelt  

ist. 

Eckpunkt 2 Berufsbezeichnung und Struktur der gesetzlichen Regelungen 

 1. Die Berufsbezeichnung lautet „Pflegeassistentin“, „Pflegeassis-

tent“ oder „Pflegeassistenzperson“. 

2. Die Pflegeassistenzausbildung wird in einem eigenen Bundes-

gesetz geregelt. Ergänzende Regelungen erfolgen in einer 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung sowie einer Finanzie-

rungsverordnung. 

3. Wie bei der beruflichen Ausbildung nach dem Pflegeberufege-

setz werden im Bundesgesetz die Anforderungen an die Pfle-

geassistenzausbildung regelmäßig als Mindestvorgaben formu-

liert. 

Eckpunkt 3  Inhaltliche Ausrichtung der Pflegeassistenzausbildung 

3.1  

Arbeitsfeld 
Pflegeassis-
tenz 

1. Im Rahmen des von einer Pflegefachperson geplanten und ge-

steuerten Pflegeprozesses führen Pflegeassistentinnen, Pfle-

geassistenten und Pflegeassistenzpersonen Pflegemaßnah-

men in nicht komplexen Pflegesituationen eigenverantwortlich 

durch (Durchführungsverantwortung) und unterstützen die Pfle-

gefachperson bei der Pflegeprozesssteuerung, beispielsweise 

durch Übermittlung von aktuellen Informationen zur Pflegesitu-

ation und eine fachlich begründete und reflektierte Einschät-

zung. Die Verantwortung für den Pflegeprozess und die Ana-

lyse, Evaluation, Sicherung und Entwicklung der Qualität der 
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Pflege insgesamt verbleibt bei der Pflegefachperson. Die vor-

behaltenen Tätigkeiten nach § 4 PflBG werden nicht berührt. 

2. Pflegeassistentinnen, Pflegeassistenten und Pflegeassistenz-

personen arbeiten im Team mit Pflegefachpersonen in der  

- allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen, 

- der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen, 

- der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege. 

3. Komplexe Pflegesituationen zeichnen sich durch ein höheres 

Risiko für die Gesundheit der zu pflegenden Menschen und für 

eine Verschlechterung der Pflegesituation aus. Dies ist typi-

scher Weise der Fall bei einer Kumulation von schwerwiegen-

den Pflegebedarfen, gesundheitlicher Instabilität und / oder täg-

lich auftretenden sozialen Herausforderungen und mit dieser 

Kumulation einhergehender Unübersichtlichkeit der Pflegesitu-

ation. Daher sind für ihre Bearbeitung komplexe fachliche Über-

legungen und ggf. auf dieser Grundlage die Entwicklung von 

neuen Lösungsansätzen erforderlich. Dies erfordert berufliche 

Handlungskompetenzen einer Pflegefachperson nicht nur für 

die Prozesssteuerung, sondern auch für die Durchführung ei-

nes Großteils der Pflegemaßnahmen. Pflegeassistentinnen, 

Pflegeassistenten und Pflegeassistenzpersonen führen in kom-

plexen Pflegesituationen Pflegemaßnahmen nicht eigenverant-

wortlich, sondern gemeinsam mit Pflegefachpersonen durch, d. 

h. die Durchführungsverantwortung liegt dann bei der Pflege-

fachperson. 

4. Nicht komplexe Pflegesituationen können durch Anwendung 

von Handlungsschemata bewältigt werden, die geringfügig an 

die individuellen Bedürfnisse des zu pflegenden Menschen an-

gepasst werden. Sie sind in der Regel durch ein mittleres oder 

geringes Ausmaß von qualitativ weniger schwerwiegenden 
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Pflegebedarfen, gesundheitliche Stabilität und / oder nicht täg-

lich auftretende soziale Herausforderungen gekennzeichnet. 

Die zu pflegenden Menschen verfügen typischer Weise noch 

über ein gewisses Ausmaß an Selbstständigkeit, so dass sie in 

Teilen unabhängig von pflegerischer Unterstützung ihre Bedürf-

nisse befriedigen können. Das akute Verschlechterungsrisiko 

ist eher gering oder gering. 

5. Pflegeassistentinnen, Pflegeassistenten und Pflegeassistenz-

personen nehmen durch die Wahrnehmung ihrer Durchfüh-

rungsverantwortung unmittelbar Einfluss auf die Gesundheit 

und die Lebensqualität der zu pflegenden Menschen. Sie sind 

darüber hinaus aber auch für die Qualität des Pflegeprozesses 

als solchem von hoher Bedeutung, da die von ihnen wahrzu-

nehmenden Beobachtungs- und Dokumentationsaufgaben und 

die Pflicht zur fachlich begründeten und reflektierten Informati-

onsweitergabe eine wesentliche Grundlage auch für die Arbeit 

der Pflegefachpersonen darstellt. Sie sind an der Durchführung 

von medizinisch-therapeutischen Maßnahmen beteiligt und er-

werben verstärkt auch Kompetenzen im Bereich Prävention, 

Rehabilitation und Palliation. 

3.2  

Ausbildungs-
ziel 

1. Die Pflegeassistenzausbildung vermittelt die unter Beachtung 

der Pflegeprozessverantwortung von Pflegefachpersonen in 

akut und dauerhaft stationären sowie ambulanten Pflegesituati-

onen erforderlichen Kompetenzen zur selbständigen Durchfüh-

rung von Pflegemaßnahmen in nicht komplexen Pflegesituatio-

nen sowie für die Mitwirkung an Pflegemaßnahmen in komple-

xen Pflegesituationen für Menschen aller Altersstufen. 

2. Die zu erwerbenden Kompetenzen umfassen fachliche und 

personale Kompetenzen einschließlich der zugrunde liegenden 

methodischen, sozialen, diversitätssensiblen, kommunikativen 

und digitalen Kompetenzen und der zugrunde liegenden 
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Lernkompetenzen sowie der Fähigkeit zum Wissenstransfer 

und zur Selbstreflexion.  

3. Lebenslanges Lernen wird dabei als ein Prozess der eigenen 

beruflichen Biographie verstanden und die fortlaufende persön-

liche und fachliche Weiterentwicklung als notwendig anerkannt. 

4. Dem Ausbildungsziel der Pflegeassistenzausbildung liegt der-

selbe Pflegebegriff wie in § 5 Abs. 2 PflBG zugrunde:  

Pflege im o.g. Sinne umfasst im Rahmen der Pflegeprozessver-

antwortung von Pflegefachpersonen präventive, kurative, reha-

bilitative, palliative und sozialpflegerische Maßnahmen zur Er-

haltung, Förderung, Wiedererlangung oder Verbesserung der 

physischen und psychischen Situation der zu pflegenden Men-

schen, ihre Beratung sowie ihre Begleitung in allen Lebenspha-

sen und die Begleitung Sterbender. Sie erfolgt entsprechend 

dem allgemein anerkannten Stand pflegewissenschaftlicher, 

medizinischer und weiterer bezugswissenschaftlicher Erkennt-

nisse auf Grundlage einer professionellen Ethik. Sie berück-

sichtigt die konkrete Lebenssituation, den sozialen, kulturellen 

und religiösen Hintergrund, die sexuelle Orientierung und Iden-

tität sowie die Lebensphase der zu pflegenden Menschen. Sie 

unterstützt die Selbstständigkeit der zu pflegenden Menschen 

und achtet deren Recht auf Selbstbestimmung. 

5. Die Ausbildung soll insbesondere dazu befähigen: 

a. die folgenden Aufgaben unter Beachtung der Pflegepro-

zessverantwortung einer Pflegefachperson nach dem Pfle-

geberufegesetz in nicht komplexen Pflegesituationen, unter 

Nutzung auch digitaler Hilfsmittel, selbstständig durchzufüh-

ren und in komplexen Pflegesituationen an ihrer Ausführung 

mitzuwirken: 
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aa. Unterstützung bei der Erhebung und Feststellung des indivi-

duellen Pflegebedarfs und der Planung der Pflege,  

bb. Durchführung von körpernahen Pflegemaßnahmen,  

cc. Dokumentation und gezielte mündliche Informationsweiter-

gabe durchgeführter Pflegemaßnahmen und selbst erhobener 

pflegebezogener Daten, 

dd. Beteiligung an der Evaluation des Pflegeprozesses durch 

eine aussagekräftige Dokumentation und weitere praxisorien-

tierte Instrumente, 

ee. Berücksichtigung qualitätssichernder Durchführungsstan-

dards im eigenen Handlungsbereich (Verantwortungs- und Auf-

gabenbereich), 

ff. Durchführung präventiver und gesundheitsfördernder Maß-

nahmen (z. B. Prophylaxen), 

gg. Durchführung von Maßnahmen zur Erhaltung und Stärkung 

der eigenständigen Lebensführung und Alltagskompetenz mit 

zu pflegenden Menschen, 

hh. Durchführung rehabilitativer Pflegemaßnahmen, 

ii. Unterstützung von zu pflegenden Menschen bei der Le-

bensgestaltung und Ermöglichung von Teilhabe/Autonomie, 

jj. Begleitung von Menschen in palliativen Pflegesituationen 

und in der letzten Lebensphase, 

kk. Einleitung lebenserhaltender Sofortmaßnahmen bis zum 

Eintreffen der Ärztin oder des Arztes und Durchführung von 

Maßnahmen in Krisen- und Katastrophensituationen,  

b. ärztlich angeordnete Maßnahmen mit geringer Risikoge-

neigtheit nach Übertragung durch die Ärztin oder den Arzt 
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oder Weiterübertragung durch die Pflegefachperson eigen-

ständig durchzuführen, 

c. intra- und interprofessionell zu kommunizieren und effektiv 

zusammenzuarbeiten. 

6. Während der Ausbildung zur Pflegeassistentin oder zum Pfle-

geassistenten oder zur Pflegeassistenzperson werden ein pro-

fessionelles, ethisch fundiertes Pflegeverständnis und ein be-

rufliches Selbstverständnis entwickelt und gestärkt. 

 

Eckpunkt 4 Struktur der Pflegeassistenzausbildung 

4.1 

Allgemeines 

Die Struktur der Pflegeassistenzausbildung orientiert sich an der 

Struktur der beruflichen generalistischen Pflegeausbildung nach 

dem Pflegeberufegesetz. Im Folgenden werden daher solche 

Punkte aufgeführt, in denen eine Abweichung zur beruflichen Aus-

bildung nach dem Pflegeberufegesetz erfolgt. Gleichbleibende 

Strukturmerkmale wie z.B. Qualitätsvorgaben zum Umfang der Pra-

xisanleitung werden nicht gesondert aufgeführt.  

4.2. 

Zugangsvo-
raussetzungen 

1. Die Zugangsvoraussetzungen für die Ausbildung sind:  

a. Hauptschulabschluss oder ein anderer gleichwertiger Schul-

abschluss oder eine positive und sachlich begründete Prog-

nose der Pflegeschule (siehe dazu nachfolgend unter 4.2. 

Nr. 2), 

b. keine Unzuverlässigkeit zur Ausbildung,  

c. nicht in gesundheitlicher Hinsicht für die Ausbildung ungeeig-

net, 

d. ausreichende Deutschkenntnisse. 

2. Liegt kein Schulabschluss vor, kann bei einer positiven und 

sachlich begründeten Prognose hinsichtlich eines erfolgreichen 

Ausbildungsabschlusses durch die Pflegeschule, die Ausbildung 
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dennoch aufgenommen werden. Das Bundesinstitut für Berufs-

bildung kann Empfehlungen zur Durchführung der Prognoseent-

scheidung erarbeiten. Die Länder können parallel die Möglichkeit 

zum Erwerb eines Hauptschulabschlusses vorsehen, um eine 

Durchlässigkeit zur Pflegeausbildung nach Pflegeberufegesetz, 

für deren Zugang der Hauptschulabschluss weiterhin Vorausset-

zung ist, zu gewährleisten. Der Erwerb des Schulabschlusses ist 

nicht Teil der Pflegeassistenzausbildung und nimmt deshalb 

auch nicht an der Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung 

teil.  

4.3 

Dauer der Aus-
bildung 

1. Die Ausbildung dauert unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen 

Abschlussprüfung in Vollzeit 18 Monate, in Teilzeit dementspre-

chend bis zu 36 Monate. 

2. Eine Ausbildung in Teilzeit können die Länder auch für den Er-

werb allgemeinbildender Kenntnisse und Fähigkeiten, wie sie 

z.B. heute in einigen landesrechtlich auf zwei Jahre angelegten 

Ausbildungsgängen vermittelt werden, neben der Pflegeassis-

tenzausbildung vorsehen. Der allgemeinbildende Unterricht ist 

dabei jedoch nicht Teil der bundesrechtlich geregelten Pflegeas-

sistenzausbildung und nimmt deshalb auch nicht an der Finan-

zierung der Pflegeassistenzausbildung teil. 

3. Die zuständige Behörde kann auf Antrag die Dauer der Pfle-

geassistenzausbildung durch Anrechnung um bis zu ein Drittel 

verkürzen (zu prüfen ist, ob weitere fachlich begründete Verkür-

zungstatbestände aufzunehmen sind),  

a. wenn eine andere erfolgreich abgeschlossene Ausbildung o-

der erfolgreich abgeschlossene Teile einer Ausbildung vorlie-

gen im Umfang ihrer Gleichwertigkeit oder, 

b. wenn eine mindestens 24 Monate dauernde praktische Voll-

zeittätigkeit in der Pflege in einer Einrichtung nach § 7 Abs. 1 

Pflegeberufegesetz oder eine mindestens 48 Monate dau-

ernde praktische Teilzeittätigkeit im Umfang von mindestens 
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50 Prozent der regelmäßigen Vollzeittätigkeit in einer Einrich-

tung nach § 7 Abs. 1 Pflegeberufegesetz und der Nachweis 

vorliegt, dass das Ende der Tätigkeit bei Antragstellung nicht 

länger als 36 Monate zurückliegt, oder 

c. wenn anderweitig erworbene Kompetenzen in entsprechen-

dem Umfang in einem Kompetenzfeststellungsverfahren fest-

gestellt worden sind. Das Nähere zum Kompetenzfeststel-

lungsverfahren regeln die Länder. Die Fachkommission nach 

dem Pflegeberufegesetz kann Empfehlungen zum Kompe-

tenzfeststellungsverfahren entwickeln. 

4. Die zuständige Behörde kann auf Antrag die Dauer der Pfle-

geassistenzausbildung durch Anrechnung um den vollen Um-

fang verkürzen, wenn aufgrund einer sachlich begründeten posi-

tiven Prognose der Pflegeschule hinsichtlich des erfolgreichen 

Abschlusses der Pflegeassistenzausbildung ein Vorbereitungs-

kurs bei einer Pflegeschule mit einer Dauer von 320 Stunden ab-

solviert wurde und 

a. entweder eine Ausbildung nach Pflegeberufegesetz erst nach 

dem Ende des zweiten Ausbildungsjahres abgebrochen 

wurde und der Nachweis vorliegt, dass die Ausbildung bei 

Antragstellung nicht länger als 36 Monate zurückliegt, 

b. oder eine mindestens 60 Monate dauernde praktische Voll-

zeittätigkeit in der patienten- bzw. pflegebedürftigennahen 

Pflege oder eine mindestens 90 Monate dauernde praktische 

Teilzeittätigkeit in der patienten- bzw. pflegebedürftigennahen 

Pflege im Umfang von mindestens 50 Prozent der regelmäßi-

gen Vollzeittätigkeit in einer Einrichtung nach § 7 Abs. 1 Pfle-

geberufegesetz und der Nachweis vorliegt, dass das Ende 

der Tätigkeit bei Antragstellung nicht länger als 36 Monate 

zurückliegt. 

Der Vorbereitungskurs hat neben der Prüfungsvorbereitung ins-

besondere die kritische Reflexion der bisherigen Praxiserfahrung 

zum Gegenstand. Die Kosten der Pflegeschulen (einschließlich 
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der Prüfungskosten auch für den praktischen Teil der Prüfung) 

werden über die Ausgleichsfonds finanziert. Die schulische Aus-

bildung kann berufsbegleitend erfolgen. Eine zusätzliche prakti-

sche Ausbildung mit einem Träger der praktischen Ausbildung 

findet nicht statt. Dementsprechend wird auch keine Ausbil-

dungsvergütung gezahlt. 

5. Die Ausbildung umfasst den theoretischen und praktischen Un-

terricht im Umfang von 1.050 Stunden und die praktische Ausbil-

dung im Umfang von 1.280 Stunden, siehe dazu nachfolgend 

4.4 und 4.5.  

4.4 

Unterricht 

1. Abweichend von § 9 Abs. 3 PflBG können die Länder bis zum 

31.12.2035 regeln, inwieweit die für die hauptberufliche Leitung 

der Schule und die Lehrkräfte oder einen Teil der Lehrkräfte 

auch ein hochschulischer Abschluss unterhalb des Masterni-

veaus ausreicht. 

2. Für Leitungskräfte und Lehrkräfte wird eine umfassende Be-

standsschutzregelung entsprechend der des Pflegeberufegeset-

zes eingeführt. 

3. Die Stundenverteilung im Rahmen des theoretischen und prakti-

schen Unterrichts (bedarf pflegewissenschaftlicher Überprüfung) 

könnte wie folgt aussehen:  

Kompetenzbereich Stunden 

I. Maßnahmen zur Pflege von Menschen aller 

Altersgruppen sowie ärztlich angeordnete 

Maßnahmen mit geringer Risikogeneigtheit 

nach Übertragung durch die Ärztin oder den 

Arzt oder Weiterübertragung durch die Pflege-

fachperson in akut und dauerhaft stationären 

sowie ambulanten Pflegesituationen unter 

 600 
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Prozessverantwortung einer Pflegefachperson 

nach dem Pflegeberufegesetz in nicht komple-

xen Pflegesituationen eigenverantwortlich und 

in komplexen Pflegesituationen unter Anlei-

tung und Aufsicht einer Pflegefachperson 

nach dem Pflegeberufegesetz durchführen 

II. Pflegefachpersonen bei der Gestaltung des 

Pflegeprozesses unterstützen 

 200 

III. Intra- und interprofessionelles Handeln in un-

terschiedlichen systemischen Kontexten mit-

gestalten 

 100 

IV. Kommunikation, Anleitung und Information 

personen- und situationsgerecht gestalten 

 100 

V. Das eigene Handeln auf der Grundlage von 

Gesetzen, Verordnungen und ethischen Leitli-

nien reflektieren und begründen 

   50 

Gesamtsumme 1050 
 

4.5 

praktische 
Ausbildung 

1. Die praktische Ausbildung besteht aus jeweils einem Pflichtein-

satz in der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen, 

der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen und 

der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege in den 

Einrichtungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 PflBG. 

2. Die praktische Ausbildung erfolgt überwiegend beim Träger der 

praktischen Ausbildung im Rahmen eines bei diesem durchzu-

führenden Pflichteinsatzes. 

3. Die übrigen Stunden verteilen sich auf die weiteren Pflichtein-

sätze und Stunden zur freien Verfügung. Die Stunden zur freien 

Verfügung können auch für einen Einsatz in weiteren zur 



  Seite 17 von 21 

Vermittlung des Ausbildungszieles geeigneten Einrichtungen 

durchgeführt werden. 

4. Die Stundenverteilung im Rahmen der praktischen Ausbildung 

(bedarf pflegewissenschaftlicher Überprüfung) könnte sich wie 

folgt darstellen:  

Einsatz Stunden 

I. Pflichteinsatz in der allgemeinen Akut-

pflege in stationären Einrichtungen 

240 

II. Pflichteinsatz in der allgemeinen 

Langzeitpflege in stationären Einrich-

tungen  

240 

III. Der Pflichteinsatz in der allgemeinen 

ambulanten Akut- und Langzeitpflege 

240 

kann auf 120 St.          

reduziert                 

werden, die dann          

den Stunden zur  

freien Verfügung                

zugeschlagen        

werden 

IV. Verlängerung eines der Einsätze nach 

I. bis III., der beim Träger der prakti-

schen Ausbildung durchgeführt wird.  

440 

V. Stunden zur freien Verfügung in den 

allgemeinen und speziellen Arbeitsfel-

dern der Pflege, wie z.B. 
• Hospiz, 

• Palliation, 

• Rehabilitation, 

• Prävention, 

120 
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• spezielle Funktionsbereiche im Kran-

kenhaus (z.B. OP, Anästhesie, Inten-

siv, Endoskopie), 

• ambulante Spezialpflege, 

• Kurzzeitpflege, 

• teilstationäre Pflege 

• Pädiatrie 

• Psychiatrie (insbesondere Geronto-

Psychiatrie) 

Gesamtsumme 1280 

5. Für die Qualifikation der Praxisanleitung in den Bereichen I. bis 

IV. gelten die Anforderungen von § 4 Abs. 2 Satz 1 PflAPrV. Er-

folgen die Stunden nicht in den Bereichen nach I. bis IV. gelten 

die Anforderungen von § 4 Abs. 2 Satz 2 PflAPrV. Abweichend 

von § 4 Abs. 2 Satz 1, 2. HS. i.V.m. Abs. 3 PflAPrV kann die 

Praxisanleitung bis zum 31.12.2029 auch durch Pflegefachper-

sonen erfolgen, die über mindestens ein Jahr Berufserfahrung 

als Inhaberin oder Inhaber einer Erlaubnis nach § 1, nach § 58 

Absatz 1 oder Absatz 2 oder nach § 64 oder nach § 64a des 

Pflegeberufegesetzes in den letzten fünf Jahren aber nicht über 

die Befähigung zur Praxisanleiterin oder zum Praxisanleiter ver-

fügen. Abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 1, HS. 1 und Satz 2 

PflAPrV kann die Praxisanleitung in Höhe von bis zu 50 Prozent 

auch durch Personen erfolgen, die erfolgreich eine Ausbildung 

abgeschlossen haben, die die von der Arbeits- und Sozialminis-

terkonferenz 2012 und von der Gesundheitsministerkonferenz 

2013 als Mindestanforderungen beschlossenen „Eckpunkte für 

die in Länderzuständigkeit liegenden Ausbildungen zu Assis-

tenz- und Helferberufen in der Pflege“ (BAnz AT 17.02.2016 B3) 

erfüllt und über die Befähigung zur Praxisanleiterin oder zum 

Praxisanleiter nach § 4 Absatz 3 PflAPrV verfügen. Die 
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Praxisanleitung im Bereich der Behandlungspflege soll in der 

Regel durch Pflegefachpersonen erfolgen. 

4.6 

Anerkennung 
ausländischer 
Berufsqualifi-
kation 

Vorschriften zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 

entsprechen denen des Pflegeberufegesetzes, soweit sich nicht aus 

der fehlenden automatischen Berufsanerkennung, die aus der Be-

rufsanerkennungsrichtlinie RL 2005/36/EG resultiert, etwas anderes 

ergibt.  

Eckpunkt 5 Prüfungen 

 1. Eine Zwischenprüfung erfolgt nicht. 

2. Die Abschlussprüfung besteht aus einem schriftlichen und einem 

mündlichen Teil, sowie einer praktischen Prüfung. 

3. Die Regelungen zur staatlichen Abschlussprüfung nach dem 

Pflegeberufegesetz sind im Übrigen an den im Vergleich zur 

Fachkraftausbildung reduzierten Ausbildungsumfang anzupas-

sen. 

Eckpunkt 6 Finanzierung der bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbil-
dung 

6.1 

Finanzierungs-
bedarf 

1. Bei der Finanzierung einer bundeseinheitlichen Pflegeassis-

tenzausbildung sind die gleichen Kostenblöcke wie bei der be-

ruflichen Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz zu berück-

sichtigen, d.h. die Schulkosten (Sachkosten, Personalkosten, 

Praxisbegleitung), die Kosten der praktischen Berufsausbil-

dung, einschließlich der Kosten für die Praxisanleitung, sowie 

die (Mehr-) Kosten für die Ausbildungsvergütung. 
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2. Investitionskosten sind wie bei der beruflichen Ausbildung nach 

dem Pflegeberufegesetz von den Ländern zu tragen.  

6.2 

Finanzierung 
nach §§ 26 ff. 
PflBG 

1. Rechtlich erfolgt die Finanzierung der Pflegeassistenzausbil-

dung entsprechend den §§ 26 ff. PflBG. 

2. Praktisch sind damit alle vorhandenen Strukturen und Verfah-

ren auch für die Finanzierung der Pflegeassistenzausbildung 

nutzbar. 

3. Auf eine rechtliche Trennung der Verfahren und Vermögens-

massen kann nur verzichtet werden, wenn der Kreis der Träger 

der praktischen Ausbildung und die Aufteilung der Kosten auf 

die verschiedenen Bereiche jeweils gleich ist.  

4. Je nach derzeitiger Ausgestaltung der Pflegehilfe- und Pfle-

geassistenzausbildungen auf Landesebene kann es dabei zu 

Be- und Entlastungen einzelner Kostenträger kommen. Bun-

desweit belastbare Zahlen liegen hierzu nicht vor. 

Eckpunkt 7 Inkrafttreten und Übergangsregelungen 

 1. Die neue Ausbildung soll zum 01.01.2026 starten (Startzeit-

punkt steht unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit). Die Re-

gelungen zur Finanzierung (bzgl. Vorbereitungen der Finanzie-

rung der neuen Ausbildung ab 2026) treten zum 01.01.2025 in 

Kraft. 

2. Ein nach landesrechtlichen Vorschriften erworbener Abschluss 

als staatlich anerkannte Pflegehilfs- oder Pflegeassistenzper-

son wird dem nach den Regelungen des Pflegeassistenzgeset-

zes erworbenem Abschluss gleichgestellt, sofern die landes-

rechtlichen Regelungen die Anforderungen des § 12 Abs. 2 

PflBG erfüllen und 
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a. der Abschluss vor Inkrafttreten des Pflegeassistenzgeset-

zes erworben worden ist oder 

b. die dem Abschluss zugrundeliegende landesrechtliche Aus-

bildung vor Inkrafttreten der Bundesregelungen begonnen 

und entsprechend den landesrechtlichen Regelungen er-

folgreich beendet wird. 

3. Bisherige landesrechtlich geregelte Helfer- oder Assistenzaus-

bildungen, die den „Eckpunkten für die in Länderzuständigkeit 

liegenden Ausbildungen zu Assistenz- und Helferberufen in der 

Pflege“ (BAnz AT 17.02.2016) entsprechen oder solche, die 

von den Pflege-, und Krankenkassen als entsprechende Quali-

fikation für sog. QN3-Stellen akzeptiert werden, können für ei-

nen Übergangszeitraum bis zum 31.12.2027 parallel zur Etab-

lierung der bundeseinheitlichen Pflegeassistenzausbildung 

nach den bisherigen landesrechtlichen Regelungen begonnen 

werden. Ziff. 2. b gilt entsprechend. Sie nehmen nicht am 

neuen Finanzierungsverfahren teil. 

 


